
antwortlichen Leiter und die Kollektive, 
in deren Bereich der Strafentlassene ar
beiten und leben wird, über die Entschei
dung des Gerichts, insbesondere über die 
dem Strafentlassenen auf erlegten Ver
pflichtungen und die Maßnahmen zu sei
ner Wiedereingliederung, zu informieren 
und ihnen Hinweise und Empfehlungen 
zur Wahrnehmung ihrer Verantwortung 
gemäß § 46 StGB zu geben,

— im Rahmen seiner Verantwortung die 
Erfüllung der dem Strafentlassenen auf
erlegten Verpflichtungen sowie seine 
weitere Bewährung und Erziehung zu 
kontrollieren,

— die während der Bewährungszeit erfor
derlichen Entscheidungen (§350 Abs. 3 
und 4, § 350a) zu treffen.
Die Pflicht der Gerichte zur Information 

und zu Hinweisen gegenüber den für die 
erzieherische Einwirkung auf die Strafent
lassenen verantwortlichen Leitern und den 
Kollektiven ist zwingend, wenn die Strafaus
setzung auf Bewährung mit Verpflichtungen 
gemäß § 45 Abs. 3 StGB oder mit Maßnah
men zur Wiedereingliederung gemäß §45 
Abs. 4, § 47 Abs. 2 und 3 StGB verbunden 
ist. Von der Möglichkeit der Übermittlung 
von Informationen und Hinweisen bei den 
übrigen Strafaussetzungen auf Bewährung 
sowie von Empfehlungen zur Gestaltung des 
Bewährungs- und Erziehungsprozesses ist 
entsprechend den konkreten Erfordernissen 
des Einzelfalles Gebrauch zu machen.

Die Kontrolle der Gerichte hat sich auf 
die Bewährung und Erziehung derjenigen 
Strafentlassenen, für die Verpflichtungen 
(§45 Abs. 3 StGB) festgelegt oder andere 
Maßnahmen (§ 45 Abs. 4 oder § 47 Abs. 2 
und 3 StGB) ausgesprochen wurden, zu kon
zentrieren. Weil es sich hierbei um Strafent
lassene handelt, deren weitere Bewährung 
und Erziehung eine zielgerichtete Anleitung 
erfordert, ist die gerichtliche Kontrolle hier 
obligatorisch (§ 350 Abs. 2). Bei den anderen 
Strafaussetzungen auf Bewährung sind die 
Notwendigkeit und die differenzierte Aus
übung der gerichtlichen Kontrolle nach den 
unter 14.3.2. genannten Gesichtspunkten zu 
prüfen.

Die Praxis zeigt, daß die Gerichte sich 
sowohl stärker auf eine in erzieherischer 
Hinsicht wirksamere Ausgestaltung der

Strafaussetzung auf Bewährung als auch auf 
eine von Beginn der Bewährungszeit an ziel
strebige Kontrolle der Erziehung und Be
währung der Strafentlassenen konzentrieren 
müssen. 1

Die Zuständigkeit der Gerichte für die 
Verwirklichung der Strafaussetzung auf Be
währung, insbesondere für die dabei zu tref
fenden Entscheidungen, erfordert, daß sie 
auch über die Erfüllung derjenigen mit der 
Strafaussetzung auf Bewährung verbunde
nen Verpflichtungen der Strafentlassenen in
formiert werden, für deren Durchsetzung 
andere Organe zuständig sind. Das ist außer 
bei den Verpflichtungen zu gemeinnütziger 
Freizeitarbeit, zu fachärztlicher Heilbehand
lung und zur Berichterstattung vor dem Lei
ter, dem Kollektiv oder einem bestimmten 
staatlichen Organ ferner dann notwendig, 
wenn einem auf Bewährung Strafentlasse
nen ein Aufenthalts-, Umgangs-, Besitz- oder 
Verwendungsverbot gemäß § 45 Abs. 3 
Ziff. 4 und 5 StGB auferlegt wurde (§ 12 
Abs. 2, § 15 Abs. 3 und § 17 Abs. 1 der 1. DB/ 
StPO). Die Gerichte üben also auch bei der 
Verwirklichung der Strafaussetzung auf Be
währung eine koordinierende Tätigkeit aus.

Der Zuständigkeit der Gerichte für die Ver
wirklichung der Strafaussetzung auf Bewäh
rung trägt auch die Regelung des § 40 Abs. 2 
Satz 2 der 1. DB/StPO Rechnung. Danach sind 
für die Verwirklichung der Maßnahmen zur 
Wiedereingliederung gemäß § 47 Abs. 2 Ziff. 1 
bis 3 StGB nicht die für die Wiedereingliede
rung Strafentlassener generell verantwort
lichen Organe (§ 47 Abs. 3 StGB, § 4 Abs. 1 
Wiedereingliederungsgesetz), sondern die Ge
richte zuständig, wenn diese Maßnahmen im 
Zusammenhang mit einer Strafaussetzung 
auf Bewährung ausgesprochen werden. Die 
Zuständigkeit des Rates des Kreises, Ab
teilung Innere Angelegenheiten, sowie des 
Rates der Stadt, des Stadtbezirks oder der 
Gemeinde, in deren Bereich der Verurteilte 
nach der Entlassung aus dem Strafvollzug 
seinen Wohnsitz nimmt, bezieht sich dem
zufolge auf die Verwirklichung von Maß
nahmen gemäß § 47 Abs. 2 Ziff. 1 bis 3 StGB 
gegenüber solchen Strafentlassenen, deren 
Strafen mit Freiheitsentzug vollständig voll
zogen wurden. Mit der Regelung des § 40 
Abs. 2 der 1. DB/StPO wurde die Zuständig
keit der örtlichen Räte einerseits und der 
Gerichte andererseits für die Verwirklichung 
der gerichtlichen Maßnahmen gemäß § 47 
Abs. 2 Ziff. 1 bis 3 StGB klar voneinander 
ab gegrenzt und die grundsätzliche Verant
wortung der Gerichte für die Verwirklichung 
der Strafaussetzung auf Bewährung betont.
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